
 

 

Sitzung des Ministerrats am 4. Juni 2021 

Einzelhandel in Bayern: Entschärfungen der Maßnahmen 

 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,  

 

der bayerische Einzelhandel leidet in Teilen nach wie vor schwer unter 

den Folgen der Pandemie und den dadurch ausgelösten Restriktionen. 

Dies führte in den ersten fünf Monaten des Jahres zu einem Umsatzver-

lust von ca. 7 Milliarden Euro. Etwa 19.000 Unternehmen sind massiv in 

ihrem Bestand gefährdet. Das durch die Bundesnotbremse im Inzidenz-

rahmen zwischen 100 und 150 vorgegebene Einkaufen mit Testung 

wurde von den Kunden nicht angenommen. Frequenzen und Umsätze 

brachen im Vergleich zu Vor-Corona-Zeiten teilweise um 90 % ein.  

Click & Collect war nicht mehr als ein Tropfen auf dem heißen Stein. 

 

Erfreulicherweise gehen die Inzidenzwerte in Bayern aktuell spürbar und 

deutlich zurück. Zum 2. Juni 2021 wiesen von den 96 Städten und Land-

kreisen lediglich ein Landkreis und eine Stadt einen Inzidenzwert von 

über 100 auf, 72 einen solchen von unter 50. Vor diesem Hintergrund 

halten wir es für zwingend notwendig und angesichts der Pandemielage 

auch für vertretbar, im Bereich der bayerischen Normsetzungskompe-

tenz einige Vorgaben zu entschärfen und anzupassen. Dies gilt umso 

mehr, als der Einzelhandel belegt durch verschiedene Studien und das 

praktische Geschehen - der Lebensmitteleinzelhandel mit bekanntlich 

hoher Kundenfrequenz war dauerhaft geöffnet und ohne nennenswerte 

Ausbrüche - kein Infektionstreiber ist. Es gilt, mit Maß und Ziel zur Nor-

malität zurückzukehren. 
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Mit Blick auf die bevorstehende Sitzung des Ministerrats bitten wir dringend um Berücksichtigung unse-

rer bereits auf Fachebene für ausnahmslos alle Unternehmen des Einzelhandels eingebrachten Überle-

gungen bei Inzidenzwerten unter 100 wie folgt:  

 

 Verzicht auf die Notwendigkeit vorheriger Terminbuchung für einen fest begrenzten Zeitraum. 

 Zugangsbeschränkung für alle Unternehmen mit dem Faktor ein Kunde je 10 m² für die ersten 800 

m² der Verkaufsfläche sowie zusätzlich ein Kunde je 20 m² für den 800 m² übersteigenden Teil der 

Verkaufsfläche. 

 Ersatzlose Aufhebung der Verpflichtung zur Kontaktdatenerfassung (aufwändig, zugangshemmend 

und nach unserem Kenntnisstand behördlicherseits nicht nachgefragt). 

 

Wir erneuern unsere Forderung, zur Belebung der Innenstädte mit unmittelbar positiven Auswirkungen 

auf Einzelhandel und Gastronomie rechtlich, zumindest aber tatsächlich die Voraussetzungen für 

Corona-Einkaufssonntage sowie Einkaufsabende zu schaffen. Es ist unser dringender Appell an die 

politische Ebene, Gewerkschaften und Kirchen davon zu überzeugen, dass ein wichtiger Wirtschafts-

zweig massiv in seinen Strukturen bedroht ist und viele tausende Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen. 

 

Gleichermaßen sind wir uns der Gefahren durch die Pandemie bewusst. Ein vierter Lockdown muss um 

jeden Preis verhindert werden. Dazu gehört die Beschaffung des notwendigen Impfstoffes sowie die 

Implementierung des digitalen Impfpasses, dazu gehört aber gleichermaßen die Aufrechterhaltung der 

Impfinfrastruktur über die Impfzentren, da sich nach unserer Einschätzung eine Auffrischung der Imp-

fung wohl nicht umgehen lassen wird und ein neuerliches Stocken eine Katastrophe wäre. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen Wolfgang Puff jederzeit gerne - auch unter der Handynummer 

01714153247 - zur Verfügung. Mit der gleichermaßen dringenden wie herzlichen Bitte, unsere Gedan-

ken umzusetzen, verbleiben wir  

 

mit freundlichen Grüßen  

 

 

 

 

Ernst Läuger      Wolfgang Puff  

Präsident       Hauptgeschäftsführer 

 

[Gleichlautendes Schreiben ging auch an Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger, MdL,  

Staatskanzleiminister Dr. Florian Herrmann, MdL, Gesundheitsminister Klaus Holetschek, MdL und 

Staatsministerin Carolina Trautner, MdL.] 

 


